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1. Einleitung

In der Diskussion um Ungleichheitsfragen wird in den Sozialwissen-
schaften viel Wert darauf gelegt, ebendieses Problemfeld quantitativ kor-
rekt darzustellen und aufzuarbeiten. Beinahe unbeleuchtet bleibt in die-
sem Forschungszweig aber, wie solche empirisch gewonnenen
Ergebnisse dann an die Öffentlichkeit vermittelt werden, wie sich daher ein
Bild der ökonomischen Ungleichheit1 bei Nicht-ExpertInnen bildet und –
dies vor allem – wie ein solches Bild aussieht. Diese Fragen zu stellen, ist
nicht zuletzt deshalb von Bedeutung, da die Akzeptanz von Umvertei-
lungsmaßnahmen stark mit dem Ungleichheitsbild korreliert.2 Exakt die-
sem Fragenkomplex widmete sich ein vor Kurzem abgeschlossenes For-
schungsprojekt, das in der Zeit zwischen Februar 2016 und Ende 2017,
gefördert vom Jubiläumsfonds der Oesterreichischen Nationalbank,
durchgeführt wurde: der Vermittlungsrolle und Mediationsfunktion von
Massenmedien, exemplifiziert an ausgewählten europäischen Printme-
dien, in Bezug auf das Thema der ökonomischen Ungleichheit.

Hilfreich dafür war, dass in den Jahren 2014/2015 Thomas Pikettys
Buch „Capital in the Twenty-First Century“3 zu einem Bestseller avancierte
und somit eine untypisch intensive mediale Debatte um dessen spezifi-
schen Inhalt, wie generell der Ungleichheitsproblematik, auslöste.4 Dieses
weltweite Interesse an Piketty diente als Ausgangspunkt des Forschungs-
projekts, das der Frage nachging, wie die mediale Rezeption von ökono-
mischen Themen (anhand des Ungleichheitsthemas, und eben exemplifi-
ziert an Pikettys Bestseller) vonstatten geht. Die Rezeption des Buches
wurde in ausgewählten Printmedien aus vier Ländern untersucht. Metho-
disch anleitend war dabei die Kritische Diskursanalyse, die sowohl die ma-
nifesten als auch die latenten Bedeutungen und Strukturen in Texten zu
analysieren ermöglicht. Weiters stellt die breite und kontroversielle Rezep-
tion ein ideales Fallbeispiel dafür dar, wie die Intermediation zwischen wis-
senschaftlichen Erkenntnissen und der Öffentlichkeit verläuft.
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Thomas Piketty war interessierten Fachkreisen schon vor der Publikati-
on seines Buches „Capital in the Twenty-First Century“ aufgrund einschlä-
giger Untersuchungen zu Vermögens- und Einkommensdaten bekannt.
Somit stellt das Buch eine Zusammenfassung und Popularisierung seiner
empirischen Belege für ökonomische Ungleichheit in mehreren Ländern
dar, welche das Resultat jahrelanger Datenrecherche sind. Sein Augen-
merk liegt dabei auf der langfristigen Entwicklung von Vermögen und Ein-
kommen, deren Verteilung über die letzten 150 Jahre einen „U-förmigen“
Verlauf annimmt. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts nähert sich die Un-
gleichheit von Vermögen und Einkommen wieder dem Niveau am Vor-
abend des 1. Weltkriegs an, während in der Phase nach dem 2. Weltkrieg
bis in die 70er-Jahre hinein beide Größen wesentlich egalitärer verteilt
waren. Die Einkommens- und Vermögensverteilung bleibt – wie Piketty
immer wieder betont – eine politische Frage, die sich nicht auf ökonomi-
sche Automatismen einschränken lässt. Entsprechend entwickelt er am
Ende des Buchs Forderungen zur höheren Besteuerung von Vermögen
und Einkommen sowie zur Reform des Mindestlohnes und wohlfahrts-
staatlicher Maßnahmen.5

Wann immer die Bedeutung von Massenmedien hervorgestrichen wer-
den soll, wird mit gewisser Regelmäßigkeit das folgende Zitat bemüht:
„Was wir über unsere Gesellschaft, ja über die Welt, in der wir leben, wis-
sen, wissen wir durch die Massenmedien.“6 Die Weiterführung in Luh-
manns Text findet schon weit weniger oft Verwendung: „Andererseits wis-
sen wir so viel über die Massenmedien, daß wir diesen Quellen nicht
trauen können.“7 In dieser Ambivalenz und Widersprüchlichkeit manifes-
tiert sich eben genau die zentrale Relevanz der Medien: Vermittlungsrolle
zu haben, darin aber parteilich, einseitig, selektiv und unvollkommen zu
sein.

Für das hier behandelte Thema ist prinzipiell festzuhalten, dass Medien
das Verständnis des Ausmaßes und der Berechtigung von Ungleichheit
formen, und damit auch die Wahrnehmung zur Notwendigkeit von Umver-
teilungspolitik. Solch eine Realitäts„konstruktion“ nennt ein führender Ver-
treter der Politischen Ökonomie der Medien: „[…] the mass media play a
central role in shaping public tolerance of different forms of inequality“.8
Somit spielen Medien nicht nur oder vorrangig für die Weitergabe von In-
formation eine zentrale Rolle, sondern sind eben auch meinungsbildend,
was die Akzeptanz von Verteilungsmaßnahmen zur Verringerung von Un-
gleichheit anbelangt.

Nach Ausbruch der globalen Finanzkrise waren viele verwundert, ja ge-
radezu geschockt, dass die Massenmedien der ihnen im öffentlichen Dis-
kurs häufig zugeschriebenen Rolle (nicht zuletzt in ihrer Selbstwahrneh-
mung) des „Wachhunds“, Krisenanzeichen zu erkennen und zu
benennen, so wenig nachgekommen sind. Die Rolle der „vierten Gewalt“
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schienen die Massenmedien definitiv verloren zu haben, der Wachhund
war somit eher zum Schoßhündchen mutiert.9

Eine durchaus ähnliche Schlussfolgerung drängt sich auf, zieht man die
– wenigen – empirischen Studien zur medialen Berichterstattung von öko-
nomischer Ungleichheit heran.10 Zwar hat sich die Medienberichterstat-
tung zu Ungleichheit quantitativ verstärkt (gemäß der Zahl der in die Text-
masse eingeflossenen Worte), dies sagt aber noch wenig über die
Vermittlung der Inhalte ebendieser Berichterstattung aus. Alle qualitativen
Studien erweisen die Einseitigkeit in der Berichterstattung: Systemische
Komponenten wachsender Ungleichheit werden vernachlässigt zuguns-
ten episodischer „G’schichterl“, die individuelles Versagen für Ungleich-
heit verantwortlich machen und somit jegliche Umverteilungspolitik diskre-
ditieren. Dass eine solcherart ausgerichtete Berichterstattung auch durch
eine wenig multidimensionale Quellenlage gefördert wird, erscheint da nur
zu verständlich. Die positiven Implikationen von Umverteilungspolitik zur
Reduktion von Ungleichheit bleiben dabei deutlich unterpräsentiert, wie
auch generell nur äußerst selten eine kritische Sicht ökonomischer Ent-
wicklungen vorgenommen wird.

Darüber hinaus stellen frühere Analysen fest, dass ökonomische Un-
gleichheit in der öffentlichen Debatte mit unterschiedlichen Legitimationen
und Semantiken versehen wird, also die Problematisierung von Ungleich-
heit äußerst unterschiedlich ausfallen kann. In Konstellationen, in denen
kausale Zusammenhänge hohe ökonomische Komplexität bedingen (wie
dies beim Themenbereich der ökonomischen Ungleichheit der Fall ist),
fällt gesellschaftlichen Leitbildern verstärkt Bedeutung bezüglich der Bil-
dung von Präferenzen über diese Sachverhalte zu.11 Eben diese gesell-
schaftlichen Vorstellungen werden wesentlich auch über Medien transpor-
tiert und verstärkt. Hier setzt unser Beitrag an: Die Piketty-Debatte ist
Ausgangspunkt, um der Frage nachzugehen, wie über ökonomische Un-
gleichheit und Umverteilungsmaßnahmen berichtet wird und welches
Ökonomieverständnis dem zugrunde liegt.

Dafür wird das dem Artikel zugrundeliegende Projekt in Kapitel 2 kurz
vorgestellt, besonders die Datenlage und der methodische Aufbau. Die
weiteren Kapitel stellen ausgewählte Ergebnisse dar: In Kapitel 3.1 und
3.2 wird die mediale Haltung zu Ungleichheit im vorliegenden Korpus ana-
lysiert, in 3.3 explizit auf die Debatte zu Umverteilungsmaßnahmen einge-
gangen und in Kapitel 3.4 abschließend das dahinterliegende Ökonomie-
bild beleuchtet.
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2. Vorstellung des Forschungsprojekts:
Datengrundlagen und Methodik

Die hier vorgestellte empirische Analyse geht auf das internationale For-
schungsprojekt „The Mediation of Economic Inequality. Media Coverage
of Piketty’s Book ‚Capital in the 21st Century‘“12 zurück. In diesem Projekt
wurde die Medienberichterstattung und -debatte rund um Thomas Pikettys
Bestseller „Capital in the 21st Century“ in Tages- und Wochenzeitungen in
vier Ländern (Deutschland, Österreich, Großbritannien und Irland) heran-
gezogen, um die Vermittlung wissenschaftlicher Forschung zu ökonomi-
scher Ungleichheit an die Öffentlichkeit zu untersuchen. Das Buch wird
oftmals als herausragender Beitrag zur Erforschung von Einkommens-
und Vermögensungleichheit beschrieben, welches zugleich – für ökono-
mische Fachliteratur unüblich – auf den Bestsellerlisten für Sachbücher ran-
gierte. Ziel unseres Forschungsprojektes war es, hinreichend Aufschluss
über das bis dato in der Forschung stark unterrepräsentierte Thema der Me-
dienberichterstattung zu ökonomischer Ungleichheit zu erhalten, exem-
plarisch anhand der Debatte zu Pikettys Aussagen und Ergebnissen.13

Tages- und Wochenzeitungen als Nachrichtenmedien existieren nicht
losgelöst von lokalen und nationalen Diskurskulturen. Ihre Berichterstat-
tung ist eingebettet in und bedingt durch dominante Interpretationsfolien,
welche das „Framing“ beeinflussen. „Frames“ sind „gedankliche Deu-
tungsrahmen“ (Wehling [2016], S. 17), die Teilaspekte der Realität in
einem kommunikativen Kontext hervorheben, während andere dabei in
den Hintergrund treten.14 Entsprechend deckt unsere empirische Untersu-
chung die durch Piketty ausgelösten Ungleichheitsdebatten in ausgewähl-
ten Tages- und Wochenzeitungen in obengenannten vier Ländern ab,
somit in zwei Sprachräumen und einem Mix aus kleinen und großen
(Nachbar-)Staaten, und medialen Kulturen/Traditionen. Neben der unter-
schiedlichen diskursiven Dimension stellt diese Auswahl auch eine Varia-
tion der institutionellen Strukturen sicher, sowohl der politisch-ökonomi-
schen als auch der Medienmärkte.

Konkret wurden in allen vier Ländern jeweils zwei Tageszeitungen und
eine Wochenzeitung untersucht (siehe Tabelle 1). Alle ausgewählten Zei-
tungen gelten dabei als Qualitätsmedien und sind als Leitmedien in den je-
weiligen Ländern zu sehen.15

Die von uns herangezogenen Printmedien weisen unterschiedliche Ei-
gentümerstrukturen auf, befinden sich in erster Linie aber im Besitz von
Einzelpersonen oder Familienclans. So ist die „Süddeutsche Zeitung“ Teil
der „Südwestdeutsche Medien Holding GmbH“, einem Medienunterneh-
men, welches u. a. mit der „Stuttgarter Zeitung“ verflochten ist und deren
Hauptgesellschafter größtenteils deutsche Verlegerfamilien sind.16 Die
„Sunday Times“ ist Teil von Rupert Murdochs Medienimperium „News
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Tabelle 1: Ausgewählte Zeitungen

Tageszeitungen Wochenzeitungen

Deutschland Frankfurter Allgemeine Zeitung
Süddeutsche Zeitung Spiegel

Österreich Der Standard
Die Presse Profil

Großbritannien The Guardian
The Financial Times The Sunday Times

Irland Irish Times
Irish Independent Sunday Independent

Corporation“.17 Ähnlich findet sich auch hinter den der irischen „INM-Grup-
pe“ zuzurechnenden Titeln „Sunday Independent“ und „Irish Independent“
eine vermögende Einzelperson, nämlich der Milliardär Denis O’Brien, wel-
cher 30% der INM-Aktien hält.18 Auch im Falle von „Der Standard“ konzen-
trieren sich die Besitzverhältnisse in den Händen einer Einzelperson, sei-
nes Gründers Oscar Bronner, der direkt und indirekt beinahe 100% der
Anteile hält.19 „Profil“ ist Teil der „NEWS-Gruppe“, die teilweise von Horst
Pirker besessen wird und teilweise zum „Kurier“ gehört.20 Die „Financial
Times“ ist seit 2015 im Eigentum der japanischen „Nikkei Inc.“, „Die Pres-
se“ Teil der „Styria Media Group“, welche wiederum enge Verflechtungen
zur katholischen Kirche aufweist.21 Im Gegensatz dazu sind die „Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung“ (FAZ), die „Irish Times“ und der „Guardian“ im Be-
sitz nicht-gewinnorientierter Stiftungen. Die FAZ etwa ist Teil der „FAZIT-
Stiftung“, die seit ihrer Gründung enge Verbindungen zur deutschen In-
dustrie aufweist. „Der Spiegel“ ist Teil der „Spiegel Gruppe“, die wiederum
zu 50,5% im Besitz der MitarbeiterInnen, zu 25,5% des Verlagshauses
„Gruner+Jahr“ und zu 24% der Nachkommen von Rudolf Augstein ist.22

Die im Projekt vorgenommene empirische Analyse wurde auf jenen Zeit-
raum begrenzt, in dem Pikettys Buch seine stärkste mediale Präsenz er-
fuhr, die von März 2014 bis März 2015. In diesen Zeitraum fallen sowohl
Vorabbesprechungen, Erscheinungsdaten der englischen (15. April 2014)
und deutschen (7. Oktober 2014) Ausgabe sowie zahlreiche Vorträge Pi-
kettys in den zur Debatte stehenden Ländern. Ergänzend hat eine Strich-
wortsuche auf LexisNexis ergeben, dass in ebendiese Zeitspanne der
Hauptteil der Piketty-Berichterstattung fällt.

Der Korpus der untersuchten Texte setzt sich aus all jenen Artikeln zu-
sammen, die mit Hilfe des Stichworts „Piketty“ in den genannten Zeitun-
gen veröffentlicht wurden. Dabei wurde auf mehrere Datenbanken zuge-
griffen.23 Nach Exklusion von kurzen Zeitungsnotizen, Bestseller-Listen,
Onlineartikeln und solchen Beiträgen, die sich für unseren Untersu-
chungsgegenstand als nicht relevant erwiesen (solche Artikel, die keine
ungleichheitsbezogenen Themen zum Inhalt haben, sondern z. B. Piket-
tys gescheiterte Beziehung), ergab sich ein Korpus von 329 Artikeln (76
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aus Deutschland, 75 aus Österreich, 118 aus Großbritannien sowie 60
aus Irland).

Die umfassende Analyse basiert auf einem einheitlichen, detaillierten
Kodierungsschema, welches mit Hilfe der Kodierungssoftware MaxQDA
auf den gesamten Textkorpus angewandt wurde. Dieses Kodierungssche-
ma umfasst neben quantitativen Charakteristika (Autor, Wortanzahl und
zitierte Quellen) und Klassifizierungen (z. B. welche Form von Reichtum
angesprochen wird), vor allem qualitative Kategorien (z. B. das Framing
von Ungleichheit).

Methodisch orientieren wir uns an der Kritischen Diskursanalyse –
einem meist qualitativen Forschungsansatz, der sich sowohl linguistischer
als auch human- und sozialwissenschaftlicher Elemente bedient. Dies be-
deutet keine ausschließliche, von ihren formativen Bedingungen unab-
hängige Analyse von Sprache oder des Textes an sich, da diese im Rah-
men ihrer „Produktions“-Kontexte zu erfassen sind. Es bedarf vielmehr bei
der Analyse konkreter Diskurse und deren linguistischer Ausgestaltung
immer einer Berücksichtigung der gegebenen sozialen, politischen und
kulturellen Kontexte, innerhalb derer sich die Diskurse manifestieren.

Für dieses Projekt wurde auf das Analyseschema von Jäger (2015) zu-
rückgegriffen, da unser Korpus eine vergleichsweise große Anzahl an
Texten enthält und daher zu umfangreich für eine rein qualitative Analyse
wäre. Der Jäger’sche Ansatz erlaubt es, durch die Nachzeichnung des
„gesamten“ Diskursverlaufs und die anschließende Feinanalyse ausge-
wählter, zentraler Beiträge größerer Textmengen habhaft zu werden und
gleichzeitig auf qualitative Analyseelemente nicht verzichten zu müssen.
Auf Huckin (2002) aufbauend, nehmen wir dabei besondere Rücksicht auf
mögliche significant silences – also Themen und Diskursstränge, die zwar
im Kontext des zur Analyse stehenden Textmaterials relevant wären, je-
doch keine explizite Erwähnung finden, in ebendieser Aussparung aber
ihre spezifische Bedeutung annehmen.

3. Die Piketty-Debatte in den Printmedien

Vor diesem doch sehr stark personalisierenden (und polarisierenden)
Hintergrund ist es uns im Projekt – wie auch im vorliegenden Artikel – ein
vordringliches Anliegen, das „Phänomen Piketty“ wesentlich im Wege der
medialen Repräsentation von Ungleichheit zu begreifen. Folgende The-
menstellungen gilt es, dabei näher zu behandeln:

(1) Welche zentralen Einstellungen zu Ungleichheit werden über die
Medienberichterstattung vermittelt (3.1 und 3.2)?

(2) Wie werden mögliche Politikmaßnahmen im Rahmen der Berichter-
stattung aufgegriffen und dargestellt (3.3)?
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(3) Welches Ökonomiebild liegt der Berichterstattung zugrunde? Wie
werden ökonomische Akteure und ökonomische Beziehungen im
Rahmen der Ungleichheitsberichterstattung vorgestellt (3.4)?

Die mediale Bewertung von Ungleichheit steht am Beginn der folgenden
Analyse, danach werden die Ungleichheits-Frames beleuchtet. Die Be-
richterstattung über umverteilende Maßnahmen wie höhere Einkommens-,
Vermögens- oder Erbschaftssteuern steht danach im Fokus. Mit Überle-
gungen zur Darstellung von ökonomischen Interaktionen im Rahmen der
Ungleichheitsberichterstattung schließen wir den Ergebnisteil ab.

3.1 Eine Übersicht: Die mediale Haltung zu Ungleichheit

Wie Tabelle 2 zeigt, nehmen in den vier ausgewählten Ländern insge-
samt 172 Artikel einen expliziten Standpunkt zu Ungleichheit ein. 157 Arti-
kel berichten zwar über Piketty oder die Buchinhalte und die anschließen-
de Debatte, beziehen aber keine gesondert ausgewiesene Position.

Im Rahmen jener 172 Beiträge, die ökonomische Ungleichheit als ein
ökonomisches, politisches, soziales Phänomen debattieren, wird in 108
Artikel ebendiese als Problem eingestuft, während in 45 Artikeln Ungleich-
heit explizit nicht als problematisch dargestellt wird. Weitere 19 können als
neutral klassifiziert werden, da sie beiderlei Aspekte berücksichtigen. Es
zeigen sich keine nennenswerten Differenzen über den gesamten Unter-
suchungszeitraum (März 2014 bis März 2015), außer dass in den Mona-
ten Mai und Oktober 2014 eine bedeutend höhere Anzahl an Artikeln ver-
öffentlicht wurde (dies ergibt sich aus den Erscheinungsdaten der
englischen und der deutschen Übersetzung).

Tabelle 2 gibt auch erste Aufschlüsse über die Unterschiede in der Piket-
ty-Rezeption nach den jeweils untersuchten Ländern. In den englischspra-
chigen Ländern und (wenngleich in geringerem Ausmaß) Deutschland
überwiegen Positionen der Kategorie „Ungleichheit als Problem“ gegen-
über jenen, die dies verneinen. Während in Irland besagter Unterschied
am größten ist, bildet Österreich die anders gelagerte Ausnahme, in der
die zweite Kategorie, wenn auch knapp, überwiegt (21 zu 22 Artikel). Die-
ser Tatbestand ist vor allem der Tageszeitung „Die Presse“ geschuldet, in
deren Beiträgen Ungleichheit großteils als unproblematisch klassifiziert
wird. Zwar finden sich auch in anderen eher als politisch konservativ ein-
zustufenden Zeitungen unseres Samples (z. B. bei der „Frankfurter Allge-
meinen Zeitung“) ähnliche Tendenzen, nirgendwo jedoch sind sie so stark
ausgeprägt wie in „Die Presse“.

In nahezu der Hälfte der zur Untersuchung herangezogenen Texte wird
versucht, nicht wertend über Piketty und die daran anschließende Debatte
zu berichten, indem eben von Seiten der AutorInnen nicht explizit Stellung
genommen, sondern in „neutralem“ Gestus nur die (jedenfalls selektier-
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ten, wenn auch vielleicht über Presseaussendungen) Fakten des Buches
zu referieren. Innerhalb jener Gruppierung, die explizit Ungleichheit be-
wertet, ergibt sich ein mehrheitliches Plädoyer in Richtung einer Proble-
matisierung des ökonomischen und gesellschaftlichen Tatbestandes der
Ungleichheit.

In der vierten und letzten Gruppe finden sich Positionen, die – ohne wei-
tere Bewertungen – einige der von Piketty erhobenen Daten replizieren
und eventuell auf einige seiner Schlussfolgerungen eingehen.

Zur Frage der Autorenschaft: Knapp 80% der Beiträge (262 an der Zahl)
wurde von JournalistInnen verfasst; von den verbleibenden 20% ist ein
Großteil der Zunft der ÖkonomInnen zuzurechnen. Bemerkenswert ist
weiters, dass die hier untersuchte Thematik durchaus männlich konnotiert
zu sein scheint: Über 80% der Artikel weisen männliche Verfasser aus.

Tabelle 2 verweist auf ein wichtiges Differenzkriterium in der Bewertung
von Ungleichheit und der Frage, welche, und ob überhaupt, Politikmaß-
nahmen daraus zu folgen haben. Während es insgesamt 108 (32%) Arti-
kel sind, in denen Ungleichheit als Problem erkannt wird, ziehen lediglich
59 die Schlussfolgerung, dass konkrete Umverteilungsmaßnahmen zu
treffen seien, während weitere 51 sich gegen derartige Vorgehensweisen
seitens der Politik aussprechen und 47 als neutral klassifiziert werden kön-
nen. 176 nehmen keine explizite Stellung ein. Im Gegensatz zur Debatte

Tabelle 2: Anzahl der Zeitungsartikel und deren Stellung
zu Ungleichheit und Umverteilungsmaßnahmen,
Zeitraum März 2014 bis März 2015
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Anzahl der Zeitungsartikel 329 118 60 76 75 55 51 47 176

UG Problem 108 41 24 22 21 29 9 24 46

UG kein Problem 45 11 1 11 22 0 27 2 16

UG neutral 19 7 2 5 5 2 4 6 7

UG keine Bewertung 157 59 33 38 27 24 11 15 107

Bef. UM 55 19 17 12 7

Abl. UM 51 10 7 17 17

UM ne 47 14 13 12 8

UM ng 176 75 23 35 43

UG Problem sehen in Ungleichheit ein Problem
UG kein Problem sehen in Ungleichheit kein Problem
UG neutral sehen Ungleichheit neutral
UG keine Bewertung nehmen keine Bewertung vor
Bef. UM befürworten Umverteilungsmaßnahmen
Abl. UM lehnen Umverteilungsmaßnahmen ab
UM ne sind neutral gegenüber Umverteilungsmaßnahmen
UM ng nennen keine Umverteilungsmaßnahmen
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um Ungleichheit erscheint jene um Umverteilungsmaßnahmen eher mar-
ginalisiert und mündet kaum in Zustimmung (siehe Kapitel 3.3 für das
„Framing“ der Umverteilungsmaßnahmen). Dies steht im wesentlichen
Widerspruch zu Pikettys Buch und seinen weiteren Ausführungen sowie
Interviews, in denen er immer wieder eine höhere Einkommens- und Ver-
mögensbesteuerung einfordert.

3.2 Meritokratie, die Wachstumsfrage, soziale Spannungen:
Die Problematisierung ökonomischer Ungleichheit

Im Folgenden wird in Tabelle 3 ein Überblick über die häufigsten Kate-
gorien24 gegeben, auf die bei der Behandlung der Ungleichheitsthematik
eingegangen wurde.

Tabelle 3: Anzahl der kodierten Segmente zum Framing
von Ungleichheit, 2014-201525

Ungleichheit ist ein Problem Ungleichheit ist kein Problem
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Referenz zu gesellschaftlichen
Leitbildern 32 20 26 22 100 34% 5 1 4 7 17 12% 117 27%

Ökonomische Konsequenzen 39 21 6 2 68 23% 15 8 5 8 36 26% 104 24%

Politische Konsequenzen 34 26 5 15 80 28% 80 19%

Soziale Konsequenzen 11 11 10 2 34 12% 34 8%

Ungleichheit ist nicht gestiegen 19 1 13 7 40 29% 40 9%

Ungleichheit ist die falsche
Maßeinheit 2 11 13 26 19% 26 6%

Andere 3 0 5 8 3% 7 1 2 10 20 14% 28 7%

Anzahl der kodierten Segmente 290 100% 139 100% 429 100%

Betrachten wir die einzelnen hier dargestellten Kategorien, so zeigt
sich, dass die Kategorie „Referenz zu gesellschaftlichen Leitbildern“ in
beiden unserer Hauptgruppen vertreten ist, wenn auch stärker präsent in
Texten, die das Phänomen Ungleichheit als problematisch ansehen, als
bei jenen, die dies nicht tun. Unter dieser, in quantitativer Sicht häufigsten,
Kategorie sind explizite Bezugnahmen auf gesellschaftliche Konventio-
nen wie dem meritokratischen Prinzip oder dem der sozialen Gerechtig-
keit subsummiert: Konventionen, denen im Diskurs um Ungleichheit ein
zentraler Stellenwert beigemessen wird. Die Bezugnahme auf das Prinzip
der Meritokratie als gesellschaftlichem Leitbild stellt hierbei in auffallender
Weise das am häufigsten bemühte Diskursmuster.

Der Begriff der Meritokratie bezieht sich im Kern auf die Frage der indivi-
duellen Leistung, welche in den zur Untersuchung herangezogenen Bei-
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trägen beinahe ausschließlich mit „harter Arbeit“ gleichgesetzt ist (und nur
auf individuell zurechenbare Arbeitsleistung sowie marktvermittelte Arbeit
abzielt). Summa summarum kann festgestellt werden, dass in jenem Text-
korpus, in dem die steigende Ungleichheit als Problemfeld definiert ist, das
Auseinanderfallen von persönlichem Wohlstand und individuell zurechen-
barer Leistungsfähigkeit eine dominante Argumentationsfigur darstellt,
wie die beiden folgenden Zitate paradigmatisch belegen:

„Diese Tendenz verändert die Anreizsysteme in Marktwirtschaften ent-
scheidend: Prägend ist nicht mehr das meritokratische Prinzip, bei dem Ein-
kommen und Leistung korrelieren, sondern das inheritokratische Prinzip,
also in welche Familie man geboren wird oder einheiratet.“ (Markus Marter-
bauer, in einem Kommentar in: Die Presse, 9. Juli 2014)

„[…] in which the commanding heights of the economy are dominated not
just by wealth, but also by inherited wealth, in which birth matters more than
effort and talent.“ (Paul Krugman, The Irish Times, 25. März, 2014)

Die Problematik steigender Ungleichheit ist mithin, dass diese nicht län-
ger auf Lohnarbeit oder unternehmerischem Handeln beruhe, sondern
stattdessen durch Erbschaften oder Kapital- und Zinseinkünfte konstituiert
sei, somit durch eine Klassenzugehörigkeit bedingt. Damit bestimmen –
wie z. B. Jakob Schulz in der „Süddeutschen Zeitung“ ausführt – Glück
und Zufall über die individuelle Stellung in der Gesellschaft: „Geburt ist
Glückssache und keine Leistung.“26

Hervorzuheben ist, dass einer Vielzahl von Autoren das Meritokratie-
Prinzip nicht nur als Leitbild und Ordnungsprinzip gilt, welches zwar nicht
zur Gänze realisierbar ist, dem aber doch eine formative Funktion für die
gesellschaftliche Selbstwahrnehmung zukommt: ein Prinzip, dem in kaum
haltbarer Historisierung der Status einer ehedem (z. B. in den goldenen
1960ern und 70ern) real existierenden Praxis zugeschrieben wird und das
durch rezente Entwicklungen in seiner Bedeutung und Funktion sukzessi-
ve ausgehöhlt worden sei.27

Bloß eine Minderheit der Artikel begreift das meritokratische Prinzip als
Mythos und würdigt Pikettys Verdienst, die Zerstörung ebendieses My-
thos, dass Leistung zu Wohlstand führe, angesprochen und klar gemacht
zu haben:

„Am wichtigsten aber: Seine Daten zerstören den zentralen konservativen
Mythos, wonach große Vermögen auf Leistung beruhen und letztlich Arbeit
und Wohlstand für alle schafften. Piketty zeigt, dass auch heute – wie seiner-
zeit in der französischen Belle Epoque, im amerikanischen Guilded Age oder
der österreichischen Gründerzeit – die Milliardäre ihre beträchtlichen Ein-
kommen weniger erarbeiten, als dem verdanken, was man früher „Coupon-
schneiden“ nannte. Und dass sie zu einem wachsenden Teil wieder schlicht
durch Erbschaften und nicht durch unternehmerische Aktivitäten zu ihrem
Reichtum kommen.“ (Hoffmann-Ostenhof, Profil, 5. Mai 2014)
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„But I suspect that the real reason for Piketty’s rock-star reception is not the
quality of his numbers but the fact that he has forced Americans to confront a
growing sense of cognitive dissonance. Nearly two-and-a-half centuries ago
[…] they proudly believed they had rejected Europe’s tradition of inherited aris-
tocracy and rentier wealth. Instead, it was presumed that people ought to be-
come rich through hard work, merit and competition. […] Piketty’s book shows
that this dream is increasingly a myth.“ (Gillian Tett, Financial Times, 26. April
2014)

3.2.1 Das Trickle-down-Prinzip

Meritokratie als zentrales gesellschaftliches Leitbild findet sich, wenn-
gleich in diametral entgegengesetzter Argumentationslinie, auch bei jenen
Autoren, die Ungleichheit nicht etwa als Problemfeld, sondern vielmehr als
einen produktiven, eben gesamtgesellschaftlichen Wohlstand letztlich
mehrenden Faktor einschätzen. Dass individuelle Arbeit und Leistungsfä-
higkeit sehr wohl in Reichtum und Wohlstand kulminiere – die (wohlbe-
kannte) Polemik wird meist durch Rückgriff auf bekannte (reiche) Protago-
nisten exemplifiziert und mündet in der Aussage, dass deren Reichtum via
Steuerleistung und Arbeitsplatzschaffung in die Allgemeinheit und das All-
gemeinwohl diffundiere.

„In diesem Kontext fällt auf, dass Österreichs Superreiche wie Karl Wla-
schek, Johann Graf oder Dietrich Mateschitz in aller Regel weder geerbt ha-
ben noch böse Banker sind, sondern sich ihr Vermögen selbst und höchst
realwirtschaftlich geschaffen haben. Ihr bemerkenswerter Erfolg führt zwar
mathematisch zu mehr Ungleichheit, ist aber wirtschaftlich für Österreich in
Summe höchst erfreulich. Niemand kommt durch diese zusätzliche Un-
gleichheit zu Schaden, aber viele profitieren. Wären die Herren Wlaschek,
Mateschitz oder Graf nicht auf die Welt gekommen und hätten nicht ihre Im-
perien gegründet, wäre die Vermögensverteilung heute zweifellos gleichmä-
ßiger – aber das Land eindeutig ärmer an Arbeitsplätzen, Steuereinnahmen,
Wohlstand.“ (Christian Ortner, Die Presse, 16. Mai 2014)

Gerade in diesem Zusammenhang sollte nicht unerwähnt bleiben, dass
bei der Auseinandersetzung mit dem meritokatischen Prinzip ein Thema
nicht angesprochen wird, demzufolge als „significant silence“ gefasst wer-
den muss: In den letzten Jahrzehnten hat die allgemeine Lohnentwicklung
nicht mit den Produktivitätsgewinnen Schritt gehalten, daher ist auf der
Makroebene die Vorfindbarkeit des Leistungsprinzips für den Faktor Ar-
beit schlicht nicht gegeben.28

Die Debatte um Pikettys Buch führte, dies sei abschließend konkludiert,
zu einer intensivierten Auseinandersetzung über das Leistungsprinzip per
se. Dabei zeigte sich, so widersprüchlich dies auch klingen mag: Je weni-
ger von der Existenz einer meritokratischen Gesellschaft gesprochen wer-
den kann, desto mehr scheint das Ideal eines darauf aufbauenden Ord-
nungsprinzips Strahlkraft zu entwickeln.
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3.2.2 It’s the economy, stupid!

Die zweithäufigst behandelte Kategorie „ökonomische Konsequenzen“
ist gleichermaßen beliebt sowohl bei Artikeln, die Ungleichheit als proble-
matisch sehen, wie bei jenen, die dies nicht tun. Auch stellt sie in beiden
ein durchaus dominantes Argument dar (ca. ein Viertel der Codes), wenn-
gleich – nicht weiter verwunderlich – jeweils Gegenteiliges behauptet wird.
Im Vordergrund steht oftmals die Frage, welche Konsequenz die steigen-
de Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum habe. Besonders die Argu-
mente zum Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wachstum wer-
den diametral geführt. Auf der einen Seite findet sich die Aussage, dass
steigende Ungleichheit ein Problem insofern darstelle, als sich diese ne-
gativ auf „die Wirtschaft“ und insbesondere auf das Wirtschaftswachstum
auswirke, wie die folgenden Beispiele illustrieren:

„Unter dieser wachsenden Ungleichheit leiden nicht nur die Ärmsten.
Wenn die höchsten und niedrigsten Einkommen immer weiter auseinander-
klaffen, schadet das der Wirtschaft, wie eine jüngst von der OECD vorgeleg-
te Studie zeigt.“ (Jakob Schulz, Süddeutsche Zeitung, 16. Dezember 2014)

„The implication is perhaps surprising. Not only does inequality damage
growth, but efforts to remedy it are, on the whole, not harmful. The findings
suggest that trade-offs between redistribution and growth need not be a big
worry.“ (Martin Wolf, The Irish Times, 23. April 2014)

Die Argumentation über den Zusammenhang zwischen steigender Un-
gleichheit und Wachstum wird freilich auch genau in die andere Richtung
geführt, nämlich dass geringe Wachstumsraten nicht notwendigerweise
steigende Vermögenungleichheit implizieren, womit die vielzitierte Formel
r g> zu entkräften gesucht wird:

„The theoretical argument that wealth inequalities are likely to rise if growth
rates are weak is also dubious. As Prof Lawrence Summers has argued, the-
re are deep questions regarding the likely return to capital in coming decades
and whether it will be reinvested to provide a rentier income.“ (OA, Financial
Times, 27. Mai 2014)

Unbeschadet der Kausalitätsrichtung der Argumente (Ungleichheit wirkt
negativ auf Wachstum oder geringeres Wachstum führt nicht zu steigen-
den Ungleichheiten) zeigt sich allerdings, dass die spezifischen Mechanis-
men der Wirkungsweisen zwischen Ungleichheit und Wachstum im Dun-
keln bleiben. Ohne die Wirkungskette genauer zu benennen, werden
stattdessen Studien (z. B. vom Internationalen Währungsfonds) zitiert, die
diese Aufgabe indirekt übernehmen sollen (auch wenn diese – bei ge-
nauerem Lesen – ebenso nur Korrelationszusammenhänge aufzeigen,
statt kausale Mechanismen zu beschreiben).

Als weitere ökonomische Konsequenz wird im Rahmen der englisch-
sprachigen Artikel, die Ungleichheit als Problem darstellen, argumentiert,
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steigende Ungleichheit führe zu einer Verschlechterung der Arbeitsbe-
dingungen. Interessanterweise wird dieses Argument in den deutschspra-
chigen Texten keineswegs aufgegriffen. Die Diskussion um Ungleichheit
wird im deutschsprachigen Korpus nicht mit Themen wie Mindestlöhnen,
prekärer Beschäftigung oder dem Niedriglohnsektor in Verbindung ge-
bracht.

In jenen Artikeln, in denen Ungleichheit als nicht problematisch darge-
stellt wird, wird immer wieder auf die Bedeutung von Kapital und Vermö-
gen für ökonomische Investitionen und Risikobereitschaft hingewiesen,
somit steigende Ungleichheit als positive ökonomische Entwicklung ver-
standen. Darin wird vor allem betont, dass Vermögen als „produktives Ka-
pital“ in Unternehmen gebunden ist und so einen unabdingbaren Beitrag
für das gesellschaftliche Wohlergehen leistet.

3.2.3 Soziale Spannungen, Populismus, Demokratiegefährdung

Die Thematik der politischen und der sozialen Konsequenzen, die sich
aufgrund von (steigender) ökonomischer Ungleichheit ergeben, wird aus-
schließlich in jenen Texten aufgegriffen, welche Ungleichheit als Problem
darstellen.

In der Kategorie „politische Konsequenzen“ wird die Problematik stei-
gender Ungleichheit über die daraus resultierende zunehmende Instabili-
tät und Unterhöhlung demokratischer Strukturen argumentiert. Dies ge-
schehe einerseits über die vermehrten Möglichkeiten und Kapazitäten von
Vermögenden, auf politische Prozesse und Entscheidungen Einfluss zu
nehmen; andererseits nehme aufgrund der steigenden Ungleichheit und
der bisherigen Untätigkeit von Regierungen, dies zu verändern, die Legiti-
mität demokratischer Strukturen ab, was langfristig zur Zunahme politi-
scher und sozialer Konflikte sowie zur Hinwendung zu Populismus und
Extremismus führe. Einschränkend ist diesbezüglich anzumerken, dass
diese Problematiken zwar aufgeworfen und diskutiert werden, konkrete
und besonders nationale Beispiele und Kontextualisierungen allerdings
fehlen. Die Einflussnahme vermögender Personen auf zunehmende Ins-
tabilität durch Extremismus und Populismus sowie die damit einhergehen-
de Unterwanderung demokratischer Strukturen bleibt so ein zwar benann-
tes, letztlich aber im Abstrakten verhaftetes Problem. In einem Leitartikel
des „Spiegel“ wird der Legitimationsverlust demokratischer Strukturen wie
folgt beschrieben:

„Aber das zunehmende Auseinanderdriften ganzer sozialer Schichten hat
eine viel weitreichendere, viel grundsätzlichere Dimension: Die ärmeren Be-
völkerungsschichten koppeln sich zunehmend ab, sie fühlen sich weder
ernst genommen noch relevant. Desillusioniert verabschieden sie sich vom
politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess, verweigern die
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Teilhabe, indem sie nicht mehr wählen gehen.“ (Susanne Amann et al., Der
Spiegel, 5. Mai 2014)

Es wird den „ärmeren Schichten“ hier zweifelsfrei eine Akteursrolle zu-
geschrieben, woraus durchaus verständliche Handlungen und Konse-
quenzen resultieren, welche zugleich aber negative Folgen für die Allge-
meinheit generieren.

Die Problematisierung von steigender Ungleichheit über damit einherge-
hende soziale Konsequenzen findet im relativen Vergleich nur in geringem
Ausmaß statt (nur 12% der Kodierungen, die Ungleichheit als problema-
tisch sehen, tun dies aufgrund sozialer Konsequenzen). Ungefähr die
Hälfte dieser Kodierungen verweisen auf das Problem steigender Armut,
aber nur ein geringer Anteil in der Kategorie „soziale Konsequenzen“ führt
steigende Gesundheits- oder Bildungsproblematiken an; beides Themen,
die noch im Rahmen der Debatte um das Buch „Spirit Level“29 von Wilkin-
son und Pickett (2009) durchaus prominent angesprochen waren, aber im
vorliegenden Textmaterial wenig Beachtung finden.

3.2.4 Vergesst das Thema „Ungleichheit“!

Die Argumentationsmuster „Ungleichheit ist nicht gestiegen“ und „Un-
gleichheit ist die falsche Maßeinheit“ finden sich ausschließlich in jenen
Texten, welche Ungleichheit nicht als Problem klassifizieren. Dies ist nicht
weiter verwunderlich, ergeben sich die beiden Kategorien doch explizit
aus der Ablehnung der Ungleichheitsproblematik. In der Kategorie „Un-
gleichheit ist nicht gestiegen“ wird Pikettys Datengrundlage in Zweifel ge-
zogen und argumentiert, die Daten seien ungenau erhoben, fehlerhaft
oder sogar manipuliert, bzw. er habe sich schlichtweg für seine Thesen
zeitlich oder historisch „günstige“ Ausschnitte gewählt. Hier findet sich
auch das häufig von Ökonomen in die Debatte eingebrachte Argument, Pi-
kettys zentrale Formel r g> sei nicht gleichbedeutend mit einer steigen-
den Vermögensungleichheit, da beispielsweise vermögende Personen
ihre steigenden Kapitalerträge konsumieren. In der Kategorie „Ungleich-
heit ist die falsche Maßeinheit“ wird seine Datengrundlage selbst zwar
nicht in Frage gestellt, aber angemerkt, dass der Fokus auf die Entwick-
lung der Einkommens- und Vermögensungleichheit irrelevant sei. Im Ge-
gensatz dazu sollte vielmehr der Lebensstandard oder die Armutsentwick-
lung in historischer Perspektive zur Betrachtung herangezogen werden.
Beide würden zeigen, dass sich die gesellschaftliche Entwicklung in
Bezug auf soziale und Wohlfahrtsstandards wesentlich verbessert habe
und damit die Diskussion um Einkommens- und Vermögensungleichheit
obsolet werden lasse.30

„[…] sondern die Situation der Armen zu verbessern. Und das funktioniere
– ganz simpel – nur über den Kapitalismus. Noch nie in der Geschichte der
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Menschheit hätten sich die Einkommen so stark erhöht wie in den vergan-
genen beiden Jahrhunderten.“ (OA, Süddeutsche Zeitung, 10. Dezember
2014)

Konzeptionen von Wohlstand und Gleichheit erweisen sich dabei als
sehr instruktiv: Die Privatyacht gegenüber einem überfüllten Kreuzfahrt-
schiff wird als Ungleichheitsbeispiel angeführt, graduelle Unterschiede,
welche ein Wohlstandsproblem darstellen, nämlich wie Wohlsituierte ihren
Urlaub verbringen. Als Beispiel für soziale Gleichheit werden universeller
PC- oder Handy-Besitz angeführt.

„[…] doch einem durchschnittlichen Arbeiter gehe es anno 2014 viel bes-
ser als vor einem halben Jahrhundert, lautet das Argument – denn 1960
habe es ja keine Pauschalreisen, Handys, Internet und Diskonter gegeben.
Es ist eine verlockende Vision, die die Apologeten der Ungleichheit zeich-
nen: die Nivellierung aller gesellschaftlichen Widersprüche unter dem flau-
schigen Banner von Ryanair und H&M. […] solange es in den Favelas flie-
ßendes Wasser und WLAN gibt, ist alles in Ordnung. Friede den Hütten,
Friede den Palästen.“ (Michael Laczynski, Die Presse, 17. Mai 2014)

Wenn auch die eigentliche Argumentation in diesem Text im Konjunktiv
gehalten wird, um sich vermeintlich von den „Apologeten der Ungleichheit“
zu distanzieren, so bleibt doch dessen Hauptaussage – trotz der „flauschi-
gen Banner“-Metapher – genau diesem Grundtenor verpflichtet: Der Autor
gibt zwar vor, Für und Wider ausgewogen vorzustellen, um dann aber
doch die zuvor relativierte Position einzunehmen: „Friede den Hütten,
Friede den Palästen“.

3.3 Was nun, was tun? Eine verhaltene Debatte
zu Politikmaßnahmen

Wie schon in Kapitel 3.1 angeführt, werden Umverteilungsmaßnahmen
wesentlich weniger oft zum Thema, mit weniger Zustimmung bedacht und
meist nur flüchtig angesprochen. Eine kontextuelle Einbindung – etwa na-
tionale Bedingungen und Vorgaben – fehlt im Regelfall. Selbst jene Artikel,
die sich im Wesentlichen mit Fragen der Besteuerung auseinandersetzen,
bleiben üblicherweise an der Oberfläche: Wenn Jakob Schulz (2014) in
einem Beitrag in der „Süddeutschen Zeitung“ die Unzulänglichkeit der ak-
tuellen Erbschaftsbesteuerung in Deutschland kommentiert, so ringt er
sich nur zu sehr vagen Anmerkungen bezüglich einer progressiven Steuer
durch. Polly Toynbee (2014) kritisiert im „Guardian“ die aktuelle Ausge-
staltung der britischen Besteuerung, lässt aber völlig offen, was „working
hard for your money should no longer be taxed the hardest“ praktisch zu
bedeuten hätte. Nat O’Connors (2014) Artikel im „Irish Independent“ liefert
zwar eine gelungene Analyse der irischen Einkommensteuer und der Op-
tionen ihrer Reform, allerdings bleiben Fragen der vermögensbezogenen
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Besteuerung völlig ausgespart. Christian Felber (2015) geht in „Der Stan-
dard“ letztlich detailliert auf die Reform der österreichischen Erbschaftsbe-
steuerung ein, vernachlässigt aber Vorschläge zu deren konkreter Umset-
zung.

Es ist auffallend, dass, sobald Fragen der Besteuerung zur Debatte ste-
hen, ein ablehnender, distanziert-negierender Gestus in den Beiträgen
markant häufiger anzutreffen ist als im vorliegenden Textkorpus in seiner
Gesamtheit. Einige Autoren stimmen dabei Pikettys allgemeinen Aussa-
gen zur Ungleichverteilung zu, lehnen gleichzeitig aber höhere Besteue-
rung ab:

„Diese Analysen zu schätzen heißt nicht, zwingend Pikettys Politikempfeh-
lungen zu unterstützen. Denn sosehr Piketty einerseits ein emsiger, auch
auf Details achtender Forscher im Stile der französischen Historiker der „An-
nales“-Schule ist, so ist Piketty in gesellschaftlichen Fragen auch ein typi-
scher französischer Utopist. Im konkreten Fall fordert er unter anderem eine
globale, zwischen den einzelnen Ländern abgestimmte Erbschaftssteuer.
Dies wird man mit gutem Grund für unrealistisch halten.“ (Gerald Braunber-
ger, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13. Januar 2014)

Werden im Rahmen dieser Beiträge Politikmaßnahmen vorgeschlagen,
so ist eine Verschiebung des Fokus von einer höheren Einkommens- und
Vermögensbesteuerung hin zu einer Betonung der Wichtigkeit von Bil-
dung und Ausbildung zu konstatieren:

„Die Kluft zwischen hohen und niedrigen Einkommen lässt sich nicht nur
durch die Beschäftigung fördernde Wirtschaftspolitik verringern, sondern
auch durch qualitätsorientierte Bildungspolitik. Leider hängt die Bildung von
Kindern hierzulande weiterhin stark von der Bildung der Eltern ab. Die Schu-
len müssen dafür sorgen, dass auch jene Kinder hohe Bildungschancen ha-
ben, deren Eltern nachmittags nicht zu Hause als Nachhilfelehrer einsprin-
gen können. Schließlich ist eine gute Bildung, anders als von Piketty be-
hauptet, noch immer eine wichtige Voraussetzung für wirtschaftlichen Auf-
stieg.“ (Jörg Krämer, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19. Mai 2018)

Andererseits und komplementär (dies in Artikeln, welche Umverteilungs-
maßnahmen ablehnen) sind entsprechend starke Tendenzen auszuma-
chen, verschiedene ökonomische Akteure als Opfer staatlicher Maßnah-
men zu stilisieren. So werden Unternehmer – oder generell „die Reichen“
– als Opfer ohne Handlungskompetenz portraitiert, welche ein aggressi-
ver, überwältigender (overpowering) und Missbrauch treibender (abusive)
Staat den Risiken durch Kapitalentnahme und daher der Gefahr des Kon-
kurses aussetzt. Gefahren und Machtpotenziale einer völlig deregulierten
Ökonomie hingegen werden gar nicht erst angesprochen.

In bemerkenswertem Kontrast dazu lässt sich feststellen, dass jene
Texte, welche sich positiv gegenüber Umverteilungsmaßnahmen zur Un-
gleichheitsreduktion positionieren, die in Frage stehenden Politikmaßnah-
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men sehr abwägend und komparativ debattieren um letztlich, wenngleich
zuweilen fast entschuldigend, den positiv-befürwortenden Argumenten
den Vorzug einzuräumen. Hier sei noch einmal Martin Wolf zitiert:

„The implication is perhaps surprising. Not only does inequality damage
growth, but efforts to remedy it are, on the whole, not harmful.“ (Martin Wolf,
The Irish Times, 23. April 2014)

Über alle Länder und Texte hinweg kann konstatiert werden, dass instru-
mentelle Formen ökonomischer Rationalisierung dazu herangezogen
werden, Politikmaßnahmen zu diskreditieren. Diskursive Strategieele-
mente zielen auf die Konstruktion kausaler Beziehungen zwischen den
Mitteln (höhere Besteuerung von Vermögen und Einkommen, wie von Pi-
ketty vorgeschlagen) und einer Vielzahl negativer Effekte (Arbeitslosig-
keit, geringes Wachstum etc). Typischerweise ist damit die implizite oder
explizite Verwendung von ökonomischen Konzepten wie der Rational-
Choice-Theorie oder, genereller, der Neoklassik verbunden, oft durch af-
firmative Expertenmeinungen „abgesichert“. Um diesen Argumenten
mehr Gewicht zu verleihen, finden sich rhetorisch-linguistische Muster
und Zuspitzungen. Steuern werden oft als personifizierte aktive Akteure
dargestellt („taxes kill …“), und das Spektrum an Metaphern der unmittel-
baren Gefahr, die von ihnen ausgehe, ist breit: Steuern sind eine „Last“,
verursachen „Leid“, „gefährden Leben“, sind ein „Fluch“ und werden auch
oft in semantischen Kriegs-Kontexten verwendet. Ebenso finden sich ag-
gressiv-ablehnende Formulierungen und Suggestivfragen, die eine weite-
re sachliche Debatte um Fragen der Besteuerung doch erheblich er-
schweren:31

„This is bizarre. Have we learnt nothing since the 1970s about the impact
of very high tax rates on growth and incentives? Does anybody not think that
the prospect of eye-wateringly high tax rates on success will stop people stri-
ving for success, taking the risks needed to stimulate innovation?“ (David
Smith, The Sunday Times, 27. April 2014)

3.4 Implizite ökonomische Theorie:
Das vermittelte Ökonomiebild

In diesem abschließenden Kapitel widmen wir uns der Frage, welches
Ökonomiebild unserem Korpus zugrunde gelegt wird. Einleitend sei hier
erwähnt, dass die schon lange überwunden geglaubte Dichotomie von
Markt und Staat im vorliegenden Textkorpus ihre unerwartete Auferste-
hung feiert. Darüber hinaus identifizieren wir eine paradigmatische signifi-
cant silence in der Darstellung der Interaktion ökonomischer Akteure.
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3.4.1 Der Markt als zentraler Argumentationspunkt –
mit zweigeteilter Sichtweise

Frühere Studien, die sich der Frage des Ökonomiebildes in den Medien
gewidmet haben, sind immer wieder zu dem Schluss gekommen, dass die
Berichterstattung zu Wirtschafts-, Unternehmens- und Finanznachrichten
einen marktorientierten Argumentationsrahmen ausweise; zuweilen
wurde auch von einem „pro-market capture“ gesprochen.32 Letztendlicher
ideologischer Fluchtpunkt medialer Berichterstattung in genannten Berei-
chen ist der „freie“ Markt als zentraler Lösungs- und Steuerungsmechanis-
mus ökonomischer Themen und Problemstellungen. Im vorliegenden Kor-
pus ist dies, sicher auch aufgrund der gewählten Thematik, durchaus
anders gelagert. Zwar findet sich auch in der Ungleichheitsberichterstat-
tung der „Markt“ als zentrale Argumentationslinie, doch lässt sich dies an-
hand zweier unterschiedlicher Herangehensweisen kategorisieren: Auf
der einen Seite ist das bekannte Argument, „der Markt funktioniert effi-
zient, wenn man ihn nur arbeiten lässt“, vorzufinden; auf der anderen Seite
wird aber auch das Argument „der Markt funktioniert nicht effizient und
braucht starke Regulierung“ gebraucht.

3.4.2 Kapitalismus ist krisenanfällig und führt
zu steigender Ungleichheit

Insbesondere in englischsprachigen Artikeln der Berichterstattung über
ökonomische Ungleichheit wird auf die dem Kapitalismus immanente Kri-
senanfälligkeit verwiesen. Der Kapitalismus, das habe die Finanzkrise
2008/09 sowie die nachfolgenden Entwicklungen gezeigt, sei nicht länger
für alle vorteilhaft, sondern nur noch einer kleinen Minderheit (den „ober-
sten 10 Prozent“) dienlich. Mit dieser Sicht einhergehend ist eine stärkere
Hinterfragung der Effizienz und Perspektive des Kapitalismus allgemein
zu beobachten. Weiterhin wird immer wieder darauf verwiesen, dass stei-
gende ökonomische Ungleichheit wesentlich zu seiner Krisenanfälligkeit
beitragen kann:

„But in the wake of the financial crisis there has been broader acceptance
of the view that very high levels of income inequality can increase the risk of
such crises, and so hurt the economy.“ (Stephanie Flanders, The Guardian,
19. Juli 2014)

Darüber hinaus kommt es zu einer starken Verknüpfung von Krisenten-
denzen und steigender Ungleichheit auf dem Arbeitsmarkt, welche – wenn
auch nicht explizit genannt – keynesianische oder postkeynesianische Zü-
ge trägt. Unter diesem Prätext setzen sich Beiträge mit der als problema-
tisch und krisenhaft eingeschätzten Situation am Arbeitsmarkt auseinander:

„But in the Great Recession, youth unemployment started out higher and
then rose more than twice as fast. […] that whereas the workforce as a whole
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has endured a lost decade for pay, the real drop in earnings for the youngest
age bracket is now a breath-taking 14%, setting them back a full 16 years to
1998 wage rates.“ (Tom Clark, The Guardian, 20. August 2014)

Im länderübergreifenden Vergleich fällt auf, dass die Krisenhaftigkeit
des Kapitalismus in deutschsprachigen Artikeln wenig berücksichtigt wird
und Themen wie Hartz IV oder Mini-Jobs, von einzelnen Ausnahmen ab-
gesehen, nur sehr kursorisch angesprochen sind. Trotz der empirischen
Evidenz krisenhafter Entwicklungen am Arbeitsmarkt, welche sich auch
auf Ungleichheit auswirken, bleibt dies in der deutschsprachigen Debatte
vergleichsweise unbeleuchtet. Die fast vollständig fehlende Verknüpfung
zwischen Ungleichheit und kapitalistisch-krisenhafter Entwicklungen im
deutschsprachigen Raum lässt sich also nicht durch fehlende empirische
Evidenz erklären, sondern findet ihren Ursprung viel mehr in den ideologi-
schen Positionen der Zeitungen bzw. der JournalistInnen und Kommenta-
torInnen sowie im länderspezifischen gesellschaftspolitischen Klima, kurz:
der „cultural air“. In den deutschsprachigen Artikeln scheint die Krise be-
reits vergessen; das dominante Narrativ ist vielmehr: „Wir“ haben die Krise
überwunden, es ist wieder Normalität eingekehrt. Die kapitalistische Kri-
senhaftigkeit wird damit an den Rand gedrängt und scheint nur noch als
transitorische, bereits vergangene Periode auf.

3.4.3 Blindstellen bezüglich der Rolle von Wirtschaftspolitik

Der Großteil unseres Korpus an Artikeln, der Ungleichheit problemati-
siert, schreibt dem Staat eine sehr ambivalente Rolle zu. Am einen Ende
des Spektrums wird Ungleichheit als Ergebnis mechanistisch agierender
makroökonomischer Größen (technologischer Wandel, Globalisierung
oder struktureller Wandel) angenommen, die dem Staat keinerlei aktive
Rolle zuschreibt; ein Szenario, in welchem der Staat als Akteur bezüglich
Ungleichheit schlicht nicht existent ist. (z. B. Harding in der „Financial
Times“). Ungleichheitsfragen wird hier sehr wohl Bedeutung beigemes-
sen, aber verstanden als Ergebnis mechanistisch in Beziehung stehender,
makroökonomischer Prozesse, ohne Raum für jedwede politische Gestal-
tung und Einflussmöglichkeit. Am anderen Ende der Argumentationskette
wird der Staat in keynesianischen Termini als Beschäftigung schaffend,
Unsicherheiten reduzierend und notwendige öffentliche Dienstleistungen
bereitstellend beschrieben, die der gesamten Bevölkerung zugutekom-
men, nicht ausschließlich den „Reichen“ (z. B. Nat O’Connor in „Irish Inde-
pendent“).

Für die Mehrheit des Samples ist ein Staatsverständnis charakteristisch,
das beide der obengenannten Aspekte inkorporiert. Einerseits werden
dem Staat Befähigungen zugesprochen, steigende Ungleichheiten zu re-
duzieren (wenngleich dies auch öfters sehr indirekt, gleichsam negativ
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vonstattengeht, z. B. über die Annahme, dass die Politik durch ineffiziente
oder falsche Maßnahmensetzung zu steigender Ungleichheit beigetragen
habe, über zu geringe Besteuerung hoher Einkommen, Vermögen und
Erbschaften). Eine andere Version einer zwar aktiven, aber hochgradig
ineffizienten politischen Sphäre wird im „Standard“ (John 2014) gezeich-
net und somit Politik per se hochgradig degradiert. Dort werden Politiker
als unfähig dargestellt, wirksame Aktionen gegen steigende Ungleichheit
zu setzen, da sie sich in unnötigen Debatten verlören: „Die Regierungs-
spitzen hauten sich die Studien der Experten um die Ohren, als säßen sie
im Volkswirtschaftsseminar.“

Werden wirtschaftspolitische Maßnahmen angesprochen, so ist eine
massive Konzentration auf die Steuerthematik zu vermerken, „vergessen“
– im Sinne der significant silences – werden hingegen die investiven
Aspekte öffentlicher Politik, wie z. B. Schulen, Spitäler, Infrastruktur. Zwei-
fellos darf nicht außer Acht gelassen werden, dass wir eben Texte zur Pi-
ketty-Rezeption analysiert haben, der in seinem Buch vorzugsweise auf
die Steuerpolitik (auf Einkommen, Vermögen oder Erbschaften) rekurriert.
Trotzdem ist die Beobachtung bemerkenswert, dass in den zur Analyse
herangezogenen Beiträgen jegliche staatliche Tätigkeit in weiteren Berei-
chen großteils ausgeklammert und damit, wenn auch implizit, die Notwen-
digkeit eines regulierten Kapitalismus negiert wird.

Jene Artikel, die Piketty widersprechen, scheinen auf einem (beabsich-
tigten?) Missverständnis aufzubauen: Sie unterstellen, dass all jene, die
für eine Reduktion der aktuellen, sich sukzessive vergrößernden Schere
an Ungleichheiten eintreten, gleichsam jegliche Form von Ungleichheit in
einer Gesellschaft einzuebnen trachten, was nach Ansicht der Piketty-
Gegner mit geradezu zwingender Notwendigkeit zu einem ökonomischen
Desaster führen müsste. Konsequenterweise wird der Staat dabei als
schwerfällig und ineffizient, ineffektiv und dysfunktional porträtiert, Steu-
ern werden als die BürgerInnen schröpfende Bürde dargestellt, ohne auch
nur im Geringsten darauf einzugehen, was die BürgerInnen über Staats-
ausgaben an Leistungen erhalten. In Kombination mit der Darstellung von
„Reichen“ und „Unternehmern“ gleichsam als Wohltäter, auf welche die
Gesellschaft angewiesen sei, führt dies zu sehr spezifischen Schlussfol-
gerungen und Prognosen: dass es notwendig sei, Steuerschlupflöcher zu
finden, und dass eine Besteuerung von Vermögenden schädlich für die
Gesellschaft als Ganzes sei.

3.4.4 Das Fehlen von Interessengegensätzen

Das weitgehende Fehlen von Diskursen, welche die Interessengegen-
sätze zwischen unterschiedlichen ökonomischen Gruppen oder Klassen
debattieren, kann geradezu als paradigmatische significant silence gelten.
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Während Ansätze einer politischen Ökonomie sich dessen bewusst sind,
dass ökonomische Verteilung von Machtverhältnissen bestimmt wird, von
der Verhandlungsmacht der unterschiedlichen Gruppen abhängig ist, ist
diese Erkenntnis in unserem Korpus vorzugsweise im Rahmen der politi-
schen Konsequenzen vorzufinden, nicht aber bei den Themen der – doch
in der Piketty-Rezeption so dominanten – ökonomischen Verteilungsfrage
von Einkommen und Vermögen. Vielmehr werden Ungleichheitstrends
entweder als quasi-automatische, mechanistische Prozesse interpretiert
oder sie werden als unzureichende Bedingungen und Regulierungen der
politischen Sphäre gesehen. Dass in beiden Fällen gesellschaftliche Ver-
handlungen, Machtpotenziale und eben unterschiedliche Interessenlagen
vorzufinden sind, bleibt in der Mehrzahl der Texte absent, auch in jenen,
die in steigender Ungleichheit ein schwerwiegendes Problem sehen.

4. Schlussbetrachtungen

Nachdem wir uns in diesem Artikel bereits so ausführlich mit der Rezep-
tion von Pikettys Werk beschäftigt haben, hier noch ein letztes, direktes
Zitat von ihm:

„When a lengthy book is widely discussed in academic circles and the po-
pular media, it is probably inevitable that the arguments of the book will be
simplified in the telling and retelling.“ (Piketty, 2015, S. 67)

Ziel unseres Beitrags war nicht die Beantwortung der Frage, ob Argu-
mente „in the telling and retelling“ simplifiziert werden – dies muss in jegli-
chen Kurzdarstellungen zwangsläufig der Fall sein –, sondern in welcher
Weise dies geschieht, welche Themen ausgewählt, aufgegriffen und er-
zählt werden. Somit beschäftigte sich dieser Artikel mit der Frage, wie öko-
nomische Ungleichheit an die Öffentlichkeit vermittelt und diskutiert wird
und somit das öffentliche Bild der Ungleichheit bei Nicht-ExpertInnen ge-
prägt wird.

In quantitativen Termini waren es 329 Beiträge, die im Untersuchungs-
zeitraum von 13 Monaten in den 12 ausgewählten Printmedien inhaltlich
zur Piketty-Rezeption publiziert wurden. In der medialen Haltung zu Un-
gleichheit berichtet etwas weniger als die Hälfte der Beiträge neutral, wäh-
rend der Rest (172) in den Texten explizit Stellung bezieht, sei es nun in
der Weise, dass Ungleichheit ein gesellschaftliches Problem darstelle
oder eben, dass sie dies nicht tue. In beiden dieser Gruppen sind es be-
sonders gesellschaftlich dominante Leitbilder (wie z. B. das meritokrati-
sche Prinzip) und Fragen der ökonomischen Konsequenzen (z. B. bezüg-
lich Wachstum), die vorrangig thematisiert werden. Hierbei ist die
Einstellung zum Leistungsprinzip als Ordnungsprinzip der Gesellschaft
immer noch dominant, auch dann, wenn dieses als nicht gut (oder gar per-
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fekt) funktionierend angesehen wird. Ökonomische Konsequenzen von
Ungleichheit auf Wachstum werden diametral gegensätzlich gezeichnet,
ja nach Wahrnehmung von Ungleichheit als Problem oder nicht; kaum je-
doch sind sie, über die Nennung solch eines Zusammenhangs hinaus, be-
gründet.

Die Kategorie der politischen Konsequenzen wird nur in jenem Teil des
Korpus, für den Ungleichheit ein Problem darstellt, debattiert. Antagonis-
tisch dazu werden im gegenteilig argumentierenden Korpus Datengrund-
lage oder Methodik angezweifelt, um zu belegen, dass Ungleichheit nicht
gestiegen sei, oder es wird argumentiert, dass der Fokus auf Einkom-
mens- und Vermögensstatistiken den historischen sozialen Fortschritt im
Bereich des Lebensstandards oder der Armutsverringerung verdecke und
primär Letzteres zur Betrachtung herangezogen werden sollte.

Mögliche Politikmaßnahmen werden im Rahmen der Berichterstattung
wesentlich weniger aufgegriffen und darüber hinaus – wenn berichtet – mit
weniger Zustimmung bedacht. Wenn sie denn Erwähnung finden, werden
Umverteilungsmaßnahmen (wie höhere Vermögens- und Einkommens-
steuern) eher flüchtig angesprochen und nicht weiter detailliert behandelt;
so fehlt z. B. eine Kontextualisierung in nationale Gegebenheiten groß-
teils. Der Diskurs zu Redistributionsmaßnahmen bleibt somit an der Ober-
fläche und häufig diskreditiert er – implizit oder explizit – Politikmaßnah-
men per se. Dies spiegeln auch linguistische Zuspitzungen und aggressiv
ablehnende Formulierungen wider, welche eine sachliche Debatte zu Fra-
gen der Besteuerung nicht erleichtern.

Das der Berichterstattung zugrunde liegende Ökonomiebild ist weniger
marktfreundlich und marktorientiert, als andere empirische Studien zur
Ungleichheitsberichterstattung dies konkludieren. So wird z. B. der Markt
durchaus auch als krisenanfällig dargestellt. In den englischsprachigen
Medien werden Krisendiskurse geführt, im deutschsprachigen Korpus hin-
gegen kaum. Erstaunlich ist jedoch, dass im gesamten Korpus die Darstel-
lung ökonomischer Interaktionen im Rahmen der Ungleichheitsberichter-
stattung eine zentrale significant silence aufweist: das Fehlen eines
Bewusstseins, dass unterschiedliche Interessengruppen bei Verteilungs-
fragen um Dominanz ringen, ist eklatant und signifikant.

Wenn Joseph Stiglitz (2015) in einem Beitrag zu „Medien und Krise“ ar-
gumentiert, dass volkswirtschaftliche Themen bis zur Finanzkrise nicht im
Fokus der Nachrichtenberichte standen, daher nur wenige ausgebildete
JournalistInnen volkswirtschaftliche Zusammenhänge verstehen, so gilt
Ersteres heute nicht mehr in diesem Ausmaß, Zweiteres aber noch immer.
Aus unserer Sicht wollen wir hierzu noch ergänzen, dass diese – unserer
Einschätzung und unseren Ergebnissen nach – ein eindeutiges Weltbild
bzw. eine klare Ideologie haben.

Insgesamt zeigt sich eine Forschungslücke, die sowohl die mediale Ver-
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mittlung von ökonomischen Inhalten betrifft, als auch besonders die Unter-
suchung ihrer ideologischen Prägung. Dass die derzeit häufig beklagte
Krise der traditionellen Medien zu geringerer Pluralität der Berichterstat-
tung führen kann, ist eine Obiges unterstreichende aktuelle Entwicklung.
Um sowohl den Bias in der Vermittlung ökonomischer Themen aufzuzei-
gen, als auch Maßnahmen dagegen zu entwickeln, sind weiterführende
Forschungen notwendig, die – sowohl interdisziplinär als auch methoden-
pluralistisch – implizite ideologische Bilder ökonomischer Handlungsab-
läufe klarmachen und über diese Sichtbarmachung zu ihrer Überwindung
beitragen. Damit kann das Thema aus der derzeitigen wissenschaftlichen
significant silence gelöst werden.

Anmerkungen
1 Unter „ökonomischer Ungleichheit“ wird in diesem Beitrag die Ungleichheit von Einkom-

men und von Vermögen verstanden.
2 Gimpelson und Treisman (2017).
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4 Zum Piketty-Phänomen siehe Wade (2014).
5 Für eine Buchbesprechung von Pikettys Buch in „Wirtschaft und Gesellschaft“ siehe
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8 Gandy (2007) 3.
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12 Grisold et al. (2017); unterstützt durch Fördergelder des Jubiläumsfonds der Oesterrei-
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ker sind hier nach wie vor Boulevardzeitungen. Irland stellt dabei eine Ausnahme dar.

16 KEK (2017).
17 Bureau van Dijk (2017).
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tische Ausrichtung der jeweiligen Medien. Dies genauer zu exemplifizieren würde den
Umfang dieses Artikels übersteigen.

23 Für die englischsprachigen Zeitungen konnten alle Artikel außer die der Financial Times
von der Datenbank LexisNexis bezogen werden (Financial Times: Datenbank Factiva).
Für die deutschsprachigen Artikel war eine einheitliche Datenbank nicht vorhanden. Für
Artikel von „Die Presse“, „Der Standard“ und „Der Spiegel“ konnte auf LexisNexis
zurückgegriffen werden, Artikel von „Profil“ haben wir über die Datenbank Wiso bezo-
gen. Für die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ und „Süddeutsche Zeitung“ wurde Wiso
als Ausgangsdatenbank verwendet, fehlende Artikel durch Factiva und die jeweiligen
Zeitungsarchive ergänzt.

24 Aus Gründen der Übersichtlichkeit zeigt Tabelle 3 nur die allgemeinen Kategorien, wei-
tere Subkategorien, die wir während der empirischen Analyse Schritt für Schritt aggre-
giert haben, sind nicht abgebildet. Auf diese gehen wir im Fließtext an geeigneter Stelle
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heits-Frames – enthalten. Korrespondierend mit Tabelle 2 sind auch hier mehr „positive“
als „negative“ Frames zu finden.

25 Wir haben die Analysekategorien trennscharf zu erarbeiten gesucht, sind uns aber des-
sen bewusst, dass es trotzdem zu der ein oder anderen Überlagerung kommen kann
und wird.

26 Schulz (2014) 17.
27 Littler (2018), Frank (2016).
28 Guschanski, Onaran (2016), Schulten, Müller (2013).
29 „The Spirit Level“ von Wilkinson und Pickett ist im Dezember 2009 erschienen. Im Buch

wird insbesondere argumentiert, dass steigende Ungleichheit auch zu einer Zunahme
von Adipositas und Drogenkonsum, zu einer Beeinträchtigung der physischen und psy-
chischen Gesundheit sowie zu einer geringeren Bildung führt.

30 Siehe auch Grisold und Silke (2018) für eine vertiefte Diskussion hierzu.
31 Siehe auch Rieder und Theine (2018) für eine detaillierte Analyse sprachlicher und lin-

guistischer Mittel im Rahmen des Besteuerungsdiskurses.
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Zusammenfassung

Vorliegender Artikel setzt sich mit der Frage auseinander, wie das Themenfeld „ökono-
mische Ungleichheit“ an die Öffentlichkeit vermittelt und somit ein Bild der Ungleichheit bei
Nicht-ExpertInnen geprägt wird. Die Debatte um Thomas Pikettys Bestseller „Capital in the
21st Century“ dient als Fallbeispiel, solch medialer Rezeption und Repräsentation nachzu-
gehen und aufzuzeigen, welches Ökonomieverständnis dem zugrunde liegt. Die breite und
kontroversielle Rezeption des Buches wurde – in einem transnationalen und multidiszipli-
nären Forschungsprojekt – in ausgewählten Printmedien in vier Ländern (Österreich,
Deutschland, Irland und Großbritannien) untersucht. Methodisch anleitend war dabei die
Kritische Diskursanalyse, welche sowohl die manifesten als auch die latenten Bedeutun-
gen und Strukturen in Texten zu analysieren ermöglicht.

Die mediale Haltung zu Ungleichheit wurde sowohl in den Kategorien der zugrundelie-
genden Ordnungsprinzipien analysiert als auch der dargestellten ökonomischen Konse-
quenzen von Ungleichheit, ebenso der politischen Konsequenzen und der Diskussion
möglicher Politikmaßnahmen. Die Ergebnisse zeigen Tendenzen, ja „Framings“ der
Berichterstattung ebenso auf wie „signifikantes Schweigen“ zu gewissen Themen (z. B.
unterschiedlicher Interessen bei Verteilungsfragen).

Abstract

The aim of this paper is to shed light on the neglected topic of media coverage on econo-
mic inequality. We present findings from a major transnational and cross disciplinary study
which analyses the very controversial discourse on inequality topics raised by the best-sel-
ling book „Capital in the 21st Century“ by Thomas Piketty in print media in four selected
European countries: the UK, Ireland, Germany and Austria. Using Piketty’s book as a para-
mount example, we employ a Critical Discourse Analytic approach to investigate the above
research question, which has as main aim to link language patterns with societal and cultu-
ral patterns across both manifest and latent meanings.

Exploring how news media cover and frame the issues of economic inequalities, the
empirical analysis covers the mediation of inequality in a number of categories: The under-
lying common conventions in society, economic and political consequences of inequality
and the discourse on re-distributional policies. The findings show the framing in coverage
as well as „significant silences“ for specific topics, e.g. that conflicts of interest are largely
absent in the corpus text, displaying a clear tendency to discount dissent.

217

44. Jahrgang (2018), Heft 2 Wirtschaft und Gesellschaft



Key Words: Medienberichterstattung, ökonomische Ungleichheit, Umverteilungsmaß-
nahmen, kritische Diskursanalyse

JEL Classifications: B5, D63, H20, Z13, Z18

218

Wirtschaft und Gesellschaft 44. Jahrgang (2018), Heft 2




